
 

Einladung zur außerordentlichen Hauptversammlung 

der 

asknet Solutions AG  

(„Gesellschaft“) 

 

mit Sitz in Karlsruhe 

 

ISIN DE000A2E3707 - WKN A2E370 

 

Wir laden hiermit unsere Aktionäre zu der am Freitag, den 15. Oktober 2021, um 14:30 Uhr, 

in Form einer virtuellen Hauptversammlung stattfindenden außerordentlichen Hauptver-

sammlung ein. 

Eine Bild- und Tonübertragung (keine elektronische Teilnahme) der gesamten Hauptversamm-

lung wird für unsere Aktionäre und Aktionärsvertreter live im Internet unter der Adresse 

https://asknet-solutions.com/de/investoren/jahreshauptversammlungen.html über den Link 

„Aktionärsportal“ erfolgen. Die Stimmrechtsausübung der Aktionäre erfolgt ausschließlich im 

Wege der Briefwahl oder durch Vollmachtserteilung an einen von der Gesellschaft benannten 

Stimmrechtsvertreter. Bitte beachten Sie insbesondere die Regelungen zur weiterhin erforder-

lichen Anmeldung zur Hauptversammlung. Ort der Hauptversammlung im Sinne des Aktien-

gesetzes ist der Sitz der Gesellschaft, Vincenz-Prießnitz-Str. 3, 76131 Karlsruhe. 

 

I. Tagesordnung 

 

1. Verlustanzeige nach § 92 Abs. 1 AktG 

Der Vorstand der Gesellschaft teilt nach § 92 Abs. 1 AktG mit, dass ein Verlust in Höhe 

der Hälfte des Grundkapitals besteht, und zeigt dies der Hauptversammlung an. 

 

2. Beschlussfassung über eine Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen unter Gewäh-

rung eines mittelbaren Bezugsrechts 

Der Vorstand und der Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

  

a) Das Grundkapital der Gesellschaft, auf das keine Einlagen ausstehen, wird gegen 

Bareinlagen um bis zu EUR 1.961.295,00 durch Ausgabe von bis zu 1.961.295 

neuen auf den Namen lautenden Stückaktien, jeweils mit einem anteiligen Betrag 

des Grundkapitals von EUR 1,00 („Neue Aktien“), erhöht. Die Neuen Aktien wer-

den zum Ausgabebetrag von EUR 1,00 je Aktie ausgegeben, der Gesamtausgab-

ebetrag der Neuen Aktien beträgt mithin bis zu EUR 3,50. Die Neuen Aktien sind 

ab dem Beginn des bei Eintragung der Durchführung der Kapitalerhöhung in das 

Handelsregister laufenden Geschäftsjahres gewinnberechtigt. 

 

b) Das gesetzliche Bezugsrecht wird den Aktionären als mittelbares Bezugsrecht in 

der Weise eingeräumt, dass ein Kreditinstitut bzw. ein einem Kreditinstitut gleich-

gestelltes, nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des 

Gesetzes über das Kreditwesen (KWG) tätiges Unternehmen die Neuen Aktien mit 

https://asknet-solutions.com/de/investoren/jahreshauptversammlungen.html
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der Verpflichtung zeichnet und übernimmt, sie den Aktionären im Bezugsverhältnis 

von 2:3 (zwei bestehende Aktien berechtigen zum Bezug von drei Neuen Aktien) 

zu einem Bezugspreis von EUR 3,50 je Aktie anzubieten. Neue Aktien, die nicht 

den Aktionären aufgrund des Bezugsrechts oder eines etwaig gewährten Überbe-

zugsrechts zuzuteilen sind, können vom Vorstand frei verwertet werden. 

 

c) Der Vorstand wird ermächtigt mit Zustimmung des Aufsichtsrats, die weiteren Ein-

zelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung, insbesondere die Bedin-

gungen für die Ausgabe der Neuen Aktien, festzulegen. 

 

d) Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung in Bezug auf die Kapi-

talverhältnisse und die Zahl der Aktien mit Durchführung der Kapitalerhöhung an-

zupassen. 

 

e) Der Beschluss über die Erhöhung des Grundkapitals wird unwirksam, wenn nicht 

innerhalb von sechs Monaten nach dem Tag dieser Hauptversammlung oder, so-

fern Anfechtungsklagen gegen den Hauptversammlungsbeschluss erhoben wer-

den, innerhalb von sechs Monaten nachdem die entsprechenden Gerichtsverfah-

ren rechtskräftig beendet wurden oder, sofern ein Freigabebeschluss nach § 246a 

AktG ergeht, innerhalb von sechs Monaten nach diesem Beschluss 100.000 neue 

auf den Namen lautende Stückaktien aufgrund dieses Kapitalerhöhungsbeschlus-

ses gezeichnet sind und die Kapitalerhöhung insoweit durchgeführt wurde. Eine 

Durchführung der Kapitalerhöhung nach dem in dem vorangehenden Satz bezeich-

neten Zeitraum ist nicht zulässig. 

 

3. Beschlussfassung über die Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2020 und 

Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals (Genehmigtes Kapital 2021) gegen 

Bar- und/oder Sacheinlagen mit der Ermächtigung zum Ausschluss des gesetz-

lichen Bezugsrechts und über die entsprechende Satzungsänderung 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die folgenden Beschlüsse zu fassen: 

 

a) Das bestehende Genehmigte Kapital 2020 gemäß § 4.4 der Satzung ein-

schließlich der Ermächtigung zu dessen Ausnutzung wird, soweit es zu die-

sem Zeitpunkt noch besteht, mit Wirkung auf den Zeitpunkt der Eintragung 

der nachfolgend unter lit. c) beschlossenen Satzungsänderung (Genehmig-

tes Kapital 2021) in das Handelsregister der Gesellschaft aufgehoben. 

 

b) Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit 

bis zum 14. Oktober 2026 mit Zustimmung des Aufsichtsrats um insgesamt 

bis zu EUR 1.634.412,00 durch ein- oder mehrmalige Ausgabe neuer auf 

den Namen lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu er-

höhen (Genehmigtes Kapital 2021). Den Aktionären steht grundsätzlich ein 

Bezugsrecht zu. 
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Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht der Aktionäre ganz oder teilweise auszuschließen. Der Aus-

schluss des Bezugsrechts ist dabei nur in den folgenden Fällen zulässig: 

 

(i) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn Aktien der Gesell-

schaft an der Börse gehandelt werden (regulierter Markt oder Frei-

verkehr bzw. die Nachfolger dieser Segmente), die ausgegebenen 

Aktien 10 % des Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabe-

preis der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits an der Börse 

gehandelten Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung und Ausstat-

tung nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG unterschreitet und alle eventuellen weiteren Vorausset-

zungen von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gewahrt sind. Auf den Betrag 

von 10 % des Grundkapitals ist der Betrag anzurechnen, der auf 

Aktien entfällt, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis 

zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung aufgrund anderer entsprechender 

Ermächtigungen unter Ausschluss des Bezugsrechts in unmittelba-

rer oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

ausgegeben beziehungsweise veräußert werden, soweit eine der-

artige Anrechnung gesetzlich geboten ist. Im Sinne dieser Ermäch-

tigung gilt als Ausgabebetrag bzw. Ausgabepreis bei Übernahme 

der neuen Aktien durch einen Emissionsmittler unter gleichzeitiger 

Verpflichtung des Emissionsmittlers, die neuen Aktien einem oder 

mehreren von der Gesellschaft bestimmten Dritten zum Erwerb an-

zubieten, der Betrag, der von dem oder den Dritten zu zahlen ist; 

 

(ii) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen; 

 

(iii) soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern von 

Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. 

-pflichten, die von der Gesellschaft oder ihren Konzerngesellschaf-

ten ausgegeben wurden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem 

Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung ihres Options- 

oder Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung einer Options- bzw. 

Wandlungspflicht zustünde; 

 

(iv) für Spitzenbeträge, die infolge des Bezugsverhältnisses entstehen. 

 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weite-

ren Inhalt der Aktienrechte und die sonstigen Einzelheiten der Kapitalerhö-

hung und ihrer Durchführung festzulegen. Der Vorstand wird ermächtigt zu 

bestimmen, dass die neuen Aktien gemäß § 186 Abs. 5 AktG von einem Kre-

ditinstitut oder einem nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder 
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Abs. 7 KWG tätigen Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen wer-

den sollen, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. 

 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend 

dem jeweiligen Umfang der Grundkapitalerhöhung aus dem Genehmigten 

Kapital 2021 abzuändern. 

 

c) § 4.4 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 

 

„Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit 

bis zum 14. Oktober 2026 mit Zustimmung des Aufsichtsrats um insgesamt 

bis zu EUR 1.634.412,00 durch ein- oder mehrmalige Ausgabe neuer auf 

den Namen lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu er-

höhen (Genehmigtes Kapital 2021). Den Aktionären steht grundsätzlich ein 

Bezugsrecht zu. 

 

Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht der Aktionäre ganz oder teilweise auszuschließen. Der Aus-

schluss des Bezugsrechts ist dabei nur in den folgenden Fällen zulässig: 

 

(i) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn Aktien der Gesell-

schaft an der Börse gehandelt werden (regulierter Markt oder Frei-

verkehr bzw. die Nachfolger dieser Segmente), die ausgegebenen 

Aktien 10 % des Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabe-

preis der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits an der Börse 

gehandelten Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung und Ausstat-

tung nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG unterschreitet und alle eventuellen weiteren Vorausset-

zungen von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gewahrt sind. Auf den Betrag 

von 10 % des Grundkapitals ist der Betrag anzurechnen, der auf 

Aktien entfällt, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis 

zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung aufgrund anderer entsprechender 

Ermächtigungen unter Ausschluss des Bezugsrechts in unmittelba-

rer oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

ausgegeben beziehungsweise veräußert werden, soweit eine der-

artige Anrechnung gesetzlich geboten ist. Im Sinne dieser Ermäch-

tigung gilt als Ausgabebetrag bzw. Ausgabepreis bei Übernahme 

der neuen Aktien durch einen Emissionsmittler unter gleichzeitiger 

Verpflichtung des Emissionsmittlers, die neuen Aktien einem oder 

mehreren von der Gesellschaft bestimmten Dritten zum Erwerb an-

zubieten, der Betrag, der von dem oder den Dritten zu zahlen ist; 

 

(ii) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen; 

 



 
5 | 23 

 

(iii) soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern von 

Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. 

-pflichten, die von der Gesellschaft oder ihren Konzerngesellschaf-

ten ausgegeben wurden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem 

Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung ihres Options- 

oder Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung einer Options- bzw. 

Wandlungspflicht zustünde; 

 

(iv) für Spitzenbeträge, die infolge des Bezugsverhältnisses entstehen. 

 

 Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren 

Inhalt der Aktienrechte und die sonstigen Einzelheiten der Kapitalerhöhung 

und ihrer Durchführung festzulegen. Der Vorstand ist ermächtigt zu bestim-

men, dass die neuen Aktien gemäß § 186 Abs. 5 AktG von einem Kreditin-

stitut oder einem nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder 

Abs. 7 KWG tätigen Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen wer-

den sollen, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. 

 

 Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem 

jeweiligen Umfang der Grundkapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 

2021 abzuändern.“ 

 

d) Der Vorstand wird angewiesen, die Satzungsänderung unter lit. c) zusam-

men mit dem Vorsitzenden des Aufsichtsrates erst dann zur Eintragung in 

das Handelsregister anzumelden, wenn die Kapitalerhöhung gemäß Tages-

ordnungspunkt 2 der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 15. Oktober 

2021 in das Handelsregister eingetragen ist und das Grundkapital der Ge-

sellschaft insoweit erhöht ist. 

 

4. Beschlussfassung über die Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelschuldver-

schreibungen, Optionsschuldverschreibungen und Genussrechten mit oder 

ohne Wandlungs- oder Bezugsrechte(n) sowie zum Ausschluss des Bezugs-

rechts 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

a) Volumen 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 14. 

Oktober 2026 einmalig oder mehrfach Wandel- und/oder Optionsschuldver-

schreibungen oder Genussrechte mit oder ohne Wandlungs- oder Bezugs-

rechten (gemeinsam nachfolgend auch „Schuldverschreibungen“ genannt) 

im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 20.000.000,00 zu begeben. Den In-

habern der im vorhergehenden Satz genannten Schuldverschreibungen kön-

nen Wandlungs- oder Bezugsrechte auf bis zu 653.765 auf den Namen lau-
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tende Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag am Grund-

kapital in Höhe von insgesamt bis zu EUR 653.765,00 gewährt werden. Die 

Wandlungs- und Bezugsrechte können aus einem in dieser oder künftigen 

Hauptversammlungen zu beschließendem bedingten Kapital, aus bestehen-

dem oder künftigem genehmigten Kapital und/oder aus Barkapitalerhöhung 

und/oder aus bestehenden Aktien bedient werden und/oder einen Baraus-

gleich anstelle der Lieferung von Aktien vorsehen. 

 

b) Gegenleistung  

Die Schuldverschreibungen können gegen Barleistungen und auch gegen 

Sachleistungen begeben werden, sofern der Wert der Sachleistung den Aus-

gabepreis erreicht.  

 

c) Laufzeit 

Die Schuldverschreibungen können mit oder ohne Laufzeit begeben werden. 

 

d) Ausgabe durch Konzerngesellschaft 

Die Schuldverschreibungen können auch durch eine Konzerngesellschaft 

der Gesellschaft im Sinne von § 18 AktG ausgegeben werden, an der die 

Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar mit mindestens 75 % beteiligt ist; für 

diesen Fall wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

für die Gesellschaft die Garantie für die jeweiligen Wandel- und/oder Opti-

onsschuldverschreibungen und/oder die Genussrechte zu übernehmen und 

den Inhabern von Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen oder 

Genussrechten Options- bzw. Wandlungsrechte auf Aktien der Gesellschaft 

zu gewähren.  

 

e) Bezugsrecht 

Bei der Ausgabe der Schuldverschreibungen steht den Aktionären ein ge-

setzliches Bezugsrecht zu, sofern nicht das Bezugsrecht gemäß den nach-

folgenden Regelungen ausgeschlossen wird. Die Schuldverschreibungen 

können auch einem Emissionsmittler mit der Verpflichtung angeboten wer-

den, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten.  

 

f) Bezugsrechtsausschluss 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugs-

recht der Aktionäre auszuschließen,  

 

(i) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen; 

 

(ii) um die Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder die 

Genussrechte, die mit einem Wandlungs- oder Bezugsrecht versehen 

sind, einzelnen Investoren zur Zeichnung anzubieten, soweit unter ent-

sprechender Beachtung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG der Anteil der 



 
7 | 23 

 

aufgrund dieser Schuldverschreibungen auszugebenden Aktien 10 % 

des bei Wirksamwerden dieser Ermächtigung und bei der Beschluss-

fassung über die Ausübung der Ermächtigung vorhandenen Grundka-

pitals nicht übersteigt und der Ausgabepreis der Schuldverschreibun-

gen den nach anerkannten Methoden der Finanzmathematik ermittel-

ten theoretischen Marktwert der Schuldverschreibungen nicht wesent-

lich unterschreitet. Auf den Betrag von 10 % des Grundkapitals ist der 

Betrag anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die aufgrund einer anderen 

entsprechenden Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in 

unmittelbarer oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 

4 AktG ausgegeben beziehungsweise veräußert werden, soweit eine 

derartige Anrechnung gesetzlich geboten ist; 

 

(iii) um die Genussrechte ohne Wandlungs- oder Bezugsrecht einzelnen 

Investoren zur Zeichnung anzubieten, soweit der Ausgabepreis den 

nach anerkannten Methoden der Finanzmathematik ermittelten theo-

retischen Marktwert der Genussrechte nicht wesentlich unterschreitet 

und soweit die Genussrechte lediglich obligationsähnlich ausgestaltet 

sind, d. h. weder mitgliedschaftsähnliche Rechte noch Wandlungs- 

oder Bezugsrechte auf Aktien der Gesellschaft begründen, keine Be-

teiligung am Liquidationserlös gewähren und sich die Höhe der Aus-

schüttung nicht nach der Höhe des Jahresüberschusses, des Bilanz-

gewinns oder der Dividende richtet;  

 

(iv) soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern von Umtausch- und Be-

zugsrechten, die von der Gesellschaft oder Konzernunternehmen der 

Gesellschaft auf Aktien der Gesellschaft eingeräumt wurden, in dem 

Umfang ein Bezugsrecht auf Schuldverschreibungen, die nach dieser 

Ermächtigung ausgegeben werden, zu gewähren, wie es ihnen nach 

Ausübung ihres Wandlungs- oder Bezugsrechts beziehungsweise 

nach Erfüllung einer etwaigen Wandlungspflicht zustünde (Verwässe-

rungsschutz), oder 

 

(v) soweit Schuldverschreibungen gegen Sachleistungen, insbesondere 

zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen und Beteiligun-

gen an Unternehmen, gewerblichen Schutzrechten, wie z.B. Patenten, 

Marken oder hierauf gerichtete Lizenzen, oder sonstigen Produktrech-

ten oder sonstigen Sacheinlagen, auch Schuldverschreibungen, Wan-

delschuldverschreibungen und sonstigen Finanzinstrumenten, bege-

ben werden und der Ausschluss des Bezugsrechts im überwiegenden 

Interesse der Gesellschaft liegt. 

 

g) Bezugspreis 
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Bei Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder Genuss-

rechten mit Wandlungs- oder Bezugsrecht ist ein Umtausch- oder Bezugs-

verhältnis festzulegen. Das Umtauschverhältnis ergibt sich aus der Division 

des Nennbetrags einer einzelnen Schuldverschreibung durch den festge-

setzten Wandlungspreis für eine Aktie. Das Umtauschverhältnis kann sich 

auch durch Division des unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabepreises 

einer Schuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine 

Aktie ergeben. Diese Regelungen gelten entsprechend für das Bezugsver-

hältnis. Der jeweils festzusetzende Wandlungs-/Options- oder Bezugspreis 

für eine Aktie muss mindestens 80 % des durchschnittlichen Börsenkurses 

der Aktie der Gesellschaft an den letzten 10 Börsenhandelstagen vor der 

Beschlussfassung des Vorstandes über die Ausgabe der Schuldverschrei-

bungen in der Eröffnungsauktion im XETRA®-Handel an der Frankfurter 

Wertpapierbörse (oder einem von der Deutschen Börse AG bestimmten 

Nachfolgesystem) oder, sofern ein XETRA®-Handel in Aktien der Gesell-

schaft nicht stattfindet, derjenigen Börse an der in diesen 10 Börsenhandel-

stagen die meisten Aktien (Anzahl) der Gesellschaft in Summe gehandelt 

wurden, betragen. 

 

 

h) Weitere Bedingungen der Schuldverschreibungen 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weite-

ren Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung der Schuldverschreibungen, 

insbesondere Regelungen zum Verwässerungsschutz, Laufzeit, Ausgabe- 

und Ausübungszeiträume sowie Kündigung, Ausgabepreis der Schuldver-

schreibungen, Zinssatz, Stückelung und Anpassung des Bezugspreises und 

Begründung einer Wandlungspflicht festzusetzen.  

 

5. Beschlussfassung über die Aufhebung des Bedingten Kapitals 2016, Schaffung 

eines Bedingten Kapitals 2021 und die entsprechende Satzungsänderung 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

a) Das Bedingte Kapital 2016 (§ 4 Abs. 5 der Satzung) wird aufgehoben. 

 

b) Das Grundkapital wird um bis zu EUR 653.765,00 durch Ausgabe von bis zu 

653.765 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien mit Gewinnberechtigung 

ab Beginn des letzten Geschäftsjahrs, für das noch kein Gewinnverwendungsbe-

schluss gefasst wurde, bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2021). Die bedingte Ka-

pitalerhöhung dient der Bedienung von Schuldverschreibungen, die aufgrund des 

Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 15. Oktober 2021 unter 

Tagesordnungspunkt 4 ausgegeben werden. Dabei wird die bedingte Kapitalerhö-

hung nur insoweit durchgeführt, wie 
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(i) die Inhaber von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und/oder 

von Genussrechten mit Umtausch- oder Bezugsrechten, die von der Gesell-

schaft oder ihr nachgeordneten Konzernunternehmen aufgrund des in der 

Hauptversammlung vom 15. Oktober 2021 gefassten Ermächtigungsbe-

schlusses bis zum 14. Oktober 2026 ausgegeben wurden, von ihrem Um-

tausch- oder Bezugsrecht Gebrauch machen und die Gesellschaft sich ent-

schließt, die Umtausch- bzw. Bezugsrechte aus diesem Bedingten Kapital 

2021 zu bedienen, oder 

 

(ii) die zur Wandlung verpflichteten Inhaber von Wandel- und/oder Options-

schuldverschreibungen und/oder von Genussrechten mit Umtausch- oder 

Bezugsrechten, die von der Gesellschaft oder ihren nachgeordneten Kon-

zernunternehmen aufgrund des in der Hauptversammlung vom 15. Oktober 

2021 gefassten Ermächtigungsbeschlusses bis zum 14. Oktober 2026 aus-

gegeben wurden, ihre Pflicht zum Umtausch erfüllen und die Gesellschaft 

sich entschließt, die Umtausch- bzw. Bezugsrechte aus diesem Bedingten 

Kapital 2021 zu bedienen. 

 

Die Ausgabe der Aktien erfolgt gemäß den Vorgaben des Ermächtigungsbe-

schlusses der Hauptversammlung vom 15. Oktober unter Tagesordnungs-

punkt 4, d.h. insbesondere zu mindestens 80 % des durchschnittlichen Bör-

senkurses der Aktie der Gesellschaft an den letzten 10 Börsenhandelstagen 

vor der Beschlussfassung des Vorstandes über die Ausgabe der Schuldver-

schreibungen in der Eröffnungsauktion im XETRA®-Handel an der Frankfur-

ter Wertpapierbörse (oder einem von der Deutschen Börse AG bestimmten 

Nachfolgesystem) oder, sofern ein XETRA®-Handel in Aktien der Gesell-

schaft nicht stattfindet, derjenigen Börse an der in diesen 10 Börsenhandel-

stagen die meisten Aktien (Anzahl) der Gesellschaft in Summe gehandelt 

wurden, vor der Beschlussfassung des Vorstandes über die Ausgabe der 

jeweiligen Schuldverschreibungen unter Berücksichtigung von Anpassun-

gen gemäß der Regelungen zum Verwässerungsschutz. 

 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend 

dem jeweiligen Umfang der Grundkapitalerhöhung aus dem Bedingten Ka-

pital 2021 abzuändern. 

 

c) § 4 Abs. 5 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 

 

„4.5 Das Grundkapital ist um bis zu EUR 653.765,00 durch Ausgabe von bis zu 

653.765 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien mit Gewinnberech-

tigung ab Beginn des letzten Geschäftsjahrs, für das noch kein Gewinnver-

wendungsbeschluss gefasst wurde, bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 

2021). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie 
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(i) die Inhaber von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen 

und/oder von Genussrechten mit Umtausch- oder Bezugsrechten, 

die von der Gesellschaft oder ihr nachgeordneten Konzernunter-

nehmen aufgrund des in der Hauptversammlung vom 15. Oktober 

2021 gefassten Ermächtigungsbeschlusses bis zum 14. Oktober 

2026 ausgegeben wurden, von ihrem Umtausch- oder Bezugsrecht 

Gebrauch machen und die Gesellschaft sich entschließt, die Um-

tausch- bzw. Bezugsrechte aus diesem Bedingten Kapital 2021 zu 

bedienen, oder 

 

(ii) die zur Wandlung verpflichteten Inhaber von Wandel- und/oder Op-

tionsschuldverschreibungen und/oder von Genussrechten mit Um-

tausch- oder Bezugsrechten, die von der Gesellschaft oder ihren 

nachgeordneten Konzernunternehmen aufgrund des in der Haupt-

versammlung vom 15. Oktober 2021 gefassten Ermächtigungsbe-

schlusses bis zum 14. Oktober 2026 ausgegeben wurden, ihre 

Pflicht zum Umtausch erfüllen und die Gesellschaft sich entschließt, 

die Umtausch- bzw. Bezugsrechte aus diesem Bedingten Kapital 

2021 zu bedienen. 

 

Die Ausgabe der Aktien erfolgt gemäß den Vorgaben des Ermächtigungs-

beschlusses der Hauptversammlung vom 15. Oktober 2021 unter Tages-

ordnungspunkt 4, d.h. insbesondere zu mindestens 80 % des durchschnitt-

lichen Börsenkurses der Aktie der Gesellschaft an den letzten 10 Börsen-

handelstagen vor der Beschlussfassung des Vorstandes über die Ausgabe 

der Schuldverschreibungen in der Eröffnungsauktion im XETRA®-Handel 

an der Frankfurter Wertpapierbörse (oder einem von der Deutschen Börse 

AG bestimmten Nachfolgesystem) oder, sofern ein XETRA®-Handel in Ak-

tien der Gesellschaft nicht stattfindet, derjenigen Börse an der in diesen 10 

Börsenhandelstagen die meisten Aktien (Anzahl) der Gesellschaft in 

Summe gehandelt wurden, vor der Beschlussfassung des Vorstandes über 

die Ausgabe der jeweiligen Schuldverschreibungen unter Berücksichtigung 

von Anpassungen gemäß der Regelungen zum Verwässerungsschutz. 

 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend 

dem jeweiligen Umfang der Grundkapitalerhöhung aus dem Bedingten Ka-

pital 2021 abzuändern.“ 

 

6. Wahl neuer Aufsichtsratsmitglieder sowie neuer Ersatzmitglieder 

 Der Aufsichtsrat setzt sich nach §§ 96 Abs. 1, 101 Abs. 1 AktG und § 6 Abs. 1 der 

Satzung aus drei von der Hauptversammlung zu wählenden Mitgliedern zusammen. 

Aufsichtsratsmitglieder werden für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung 

gewählt, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach Beginn der Amtszeit 
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beschließt. Hierbei wird das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, nicht mitge-

rechnet. Die Hauptversammlung kann eine kürzere Amtszeit bestimmen. 

 

Nach § 6 Abs. 2 der Satzung ist eine Wiederwahl von Aufsichtsratsmitgliedern möglich. 

Scheidet ein Mitglied des Aufsichtsrats vor Ablauf seiner Amtszeit aus dem Aufsichtsrat 

aus, so ist gemäß § 6 Abs. 4 der Satzung auf der nächsten Hauptversammlung ein 

neues Aufsichtsratsmitglied für den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds 

zu wählen, soweit die Hauptversammlung die Amtszeit nicht abweichend bestimmt. Die 

Hauptversammlung kann für die von ihr zu wählenden Aufsichtsratsmitglieder Ersatz-

mitglieder wählen, die in der bei der Wahl festzulegenden Weise Mitglieder des Auf-

sichtsrats werden, wenn Aufsichtsratsmitglieder vor Ablauf ihrer Amtszeit ausscheiden. 

 

 Das Aufsichtsratsmitglied Herr Manfred Danner hat sein Amt mit Wirkung ab Beendi-

gung dieser außerordentlichen Hauptversammlung niedergelegt. Die Ersatzmitglieder 

Herr Norman Hansen, Herr Luis Tavares Bravo und Frau Svetlana Klochko haben je-

weils erklärt, in diesem Fall, d.h. für das Amt des Aufsichtsratsmitglieds an Stelle von 

Herrn Danner, so kurzfristig nicht zur Verfügung zu stehen. Vor diesem Hintergrund 

soll ein neues Aufsichtsratsmitglied für den Rest der Amtszeit von Herrn Danner, d.h. 

bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das Geschäfts-

jahr 2025 beschließt, in den Aufsichtsrat gewählt werden. Zudem sollen für das neu 

gewählte Aufsichtsratsmitglied drei Ersatzmitglieder gewählt werden. 

 

a) Der Aufsichtsrat schlägt vor, der Amtsniederlegung von Herrn Danner mit Wirkung ab 

Beendigung dieser Hauptversammlung zuzustimmen und 

 

Herrn Christian Lagerling, wohnhaft in Belvedere, Marin County, Vereinigte Staaten, 

CEO der Beluca Ventures LLC,  

 

für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das 

Geschäftsjahr 2025 beschließt, in den Aufsichtsrat zu wählen. 

 

b) Der Aufsichtsrat schlägt ferner vor, für den Fall des Ausscheidens des vorstehend unter 

a) zu wählenden Aufsichtsratsmitglieds vor Ablauf von dessen Amtszeit, folgende Per-

sonen als Ersatzmitglieder zu wählen: 

 

(1) Herrn Norman Hansen, wohnhaft in Paris, Verwaltungsrat der Good Cause Capital 

AG, Schweiz („erstes Ersatzmitglied“) 

(2) Herr Luis Tavares Bravo, wohnhaft in Barreiro, Portugal, Leiter des Bereichs In-

vestment Advisory & Global Solutions to Key Clients bei der Bison Bank („zweites 

Ersatzmitglied“) und 

(3) Frau Svetlana Klochko, wohnhaft in Moskau, Leiterin des Bereiches Corporate Ban-

king der AO Citibank in Moskau („drittes Ersatzmitglied“) 
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Das erste Ersatzmitglied wird Mitglied des Aufsichtsrats, wenn das vorstehend unter a) zu 

wählende Aufsichtsratsmitglied vor Ablauf der regulären Amtszeit ausscheidet und die Haupt-

versammlung nicht vor diesem Ausscheiden einen Nachfolger wählt. Sollte das erste Ersatz-

mitglied bereits für ein anderes gewähltes Aufsichtsratsmitglied in den Aufsichtsrat nachge-

rückt sein, nicht für ein Aufsichtsratsmandat zur Verfügung stehen oder sein Mandat vor Ablauf 

der regulären Amtszeit des ersetzten Aufsichtsratsmitglieds enden und die Hauptversammlung 

nicht zuvor einen Nachfolger wählen, rückt das zweite Ersatzmitglied an seiner Stelle in den 

Aufsichtsrat nach. Sollte das zweite Ersatzmitglied bereits für ein anderes gewähltes Aufsichts-

ratsmitglied in den Aufsichtsrat nachgerückt sein, nicht für ein Aufsichtsratsmandat zur Verfü-

gung stehen oder sein Mandat vor Ablauf der regulären Amtszeit des ersetzten Aufsichtsrats-

mitglieds enden und die Hauptversammlung nicht zuvor einen Nachfolger wählen, rückt das 

dritte Ersatzmitglied an seiner Stelle in den Aufsichtsrat nach. Die Amtszeit des in den Auf-

sichtsrat nachgerückten Ersatzmitglieds endet zu dem Zeitpunkt, in dem die reguläre Amtszeit 

des ersetzten Aufsichtsratsmitglieds ablaufen würde.  

 

Zu Tagesordnungspunkt 3: 

Bericht des Vorstands über den Ausschluss des Bezugsrechts im Rahmen des genehmigten 

Kapitals gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2 AktG i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 

 

a) Einleitung 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen unter Tagesordnungspunkt 3 die Schaffung eines 

genehmigten Kapitals in Höhe von bis zu EUR 1.634.412,00 vor. Das genehmigte 

Kapital soll die Flexibilität der Gesellschaft erhöhen und ihr im Interesse ihrer Aktio-

näre zusätzliche Handlungsmöglichkeiten einräumen.  

 

Im Falle einer Kapitalerhöhung unter Ausnutzung des genehmigten Kapitals ist den 

Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen, das im Wege des mittelbaren 

Bezugsrechts abgewickelt werden kann. Der Vorstand soll jedoch ermächtigt werden, 

mit Zustimmung des Aufsichtsrats in bestimmten Fällen das Bezugsrecht ausschlie-

ßen zu können.  

 

b) Bezugsrechtsausschluss bei Kapitalerhöhungen um bis zu 10 % 

Das Bezugsrecht der Aktionäre kann insbesondere bei Barkapitalerhöhungen im Hin-

blick auf bis zu 10 % des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens bzw. der Ausübung der 

Ermächtigung bestehenden Grundkapitals ausgeschlossen werden, wenn der Aus-

gabepreis der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits an der Börse gehandelten 

Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung und Ausstattung nicht wesentlich unter-

schreitet (§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG, erleichterter Bezugsrechtsausschluss). Auf die 

10 %ige Beschränkung sind andere Fälle des erleichterten Bezugsrechtsausschlus-

ses aufgrund einer gegebenenfalls noch zu beschließenden Ermächtigung durch die 

Hauptversammlung anzurechnen, soweit dies gesetzlich geboten ist. Die Möglichkeit, 

das Bezugsrecht der Aktionäre im Hinblick auf Barkapitalerhöhungen, die 10 % des 

Grundkapitals nicht übersteigen, ausschließen zu können, versetzt die Gesellschaft 

in die Lage, zur Aufnahme neuer Mittel zur Unternehmensfinanzierung kurzfristig, 
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ohne das Erfordernis eines mindestens 14 Tage dauernden Bezugsangebotes, flexi-

bel auf sich bietende günstige Kapitalmarktsituationen zu reagieren und die neuen 

Aktien bei institutionellen Anlegern platzieren zu können.  

 

Durch die Beschränkung auf 10 % des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens bzw. der 

Ausübung der Ermächtigung vorhandenen Grundkapitals wird das Schutzbedürfnis 

der Aktionäre im Hinblick auf eine quotenmäßige Verwässerung ihrer Beteiligung be-

rücksichtigt. Aktionäre, die ihre Beteiligungsquote beibehalten wollen, können durch 

Zukäufe über die Börse die Reduzierung ihrer Beteiligungsquote verhindern. Im Falle 

des erleichterten Bezugsrechtsausschlusses ist zwingend, dass der Ausgabepreis 

der neuen Aktien den Börsenkurs nicht wesentlich unterschreitet. Damit wird dem 

Schutzbedürfnis der Aktionäre hinsichtlich einer wertmäßigen Verwässerung ihrer Be-

teiligung Rechnung getragen. Durch diese Festlegung des Ausgabepreises nahe am 

Börsenkurs wird sichergestellt, dass der Wert des Bezugsrechts für die neuen Aktien 

sich praktisch der Nullmarke nähert.  

 

c) Bezugsrechtsausschluss bei Sachleistungen 

Das Bezugsrecht kann weiterhin bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbe-

sondere zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen und Beteiligungen an 

Unternehmen, gewerblichen Schutzrechten, wie z.B. Patenten, Marken oder hierauf 

gerichtete Lizenzen, oder sonstigen Produktrechten oder sonstigen Sacheinlagen, 

auch Schuldverschreibungen, Wandelschuldverschreibungen und sonstigen Finan-

zinstrumenten, ausgeschlossen werden. Hierdurch soll die Gesellschaft die Möglich-

keit erhalten, auf nationalen und internationalen Märkten flexibel auf sich bietende 

Gelegenheiten insbesondere zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen 

oder Beteiligungen an Unternehmen sowie auf Angebote zu Unternehmenszusam-

menschlüssen reagieren zu können. Insbesondere im Rahmen von Unternehmens- 

oder Beteiligungserwerben bestehen vielfältige Gründe, Verkäufern statt eines Kauf-

preises ausschließlich in Geld, auch Aktien oder nur Aktien zu gewähren. Insbeson-

dere kann auf diese Weise die Liquidität der Gesellschaft geschont und der / die Ver-

käufer an zukünftigen Kurschancen beteiligt werden. Diese Möglichkeit erhöht die 

Wettbewerbschancen der Gesellschaft bei Akquisitionen. Der Gesellschaft erwächst 

dadurch kein Nachteil, denn die Emission von Aktien gegen Sachleistung setzt vo-

raus, dass der Wert der Sachleistung in einem angemessenen Verhältnis zum Wert 

der Aktien steht. Der Vorstand der Gesellschaft wird bei der Ausnutzung der Ermäch-

tigung sorgfältig die Bewertungsrelation zwischen der Gesellschaft und der erworbe-

nen Beteiligung bzw. des Unternehmens prüfen und im wohlverstandenen Interesse 

der Gesellschaft und der Aktionäre den Ausgabepreis der neuen Aktien und die wei-

teren Bedingungen der Aktienausgabe festlegen.  

 

d) Bezugsrechtsausschluss bei Schuldverschreibungen 

Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts zu Gunsten der Inhaber der 

von der Gesellschaft oder ihren Konzerngesellschaften ausgegebenen Schuldver-

schreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten dient dem Zweck, 
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im Falle einer Ausnutzung dieser Ermächtigung den Options- bzw. Wandlungspreis 

nicht entsprechend den sogenannten Verwässerungsklauseln der Options- bzw. 

Wandlungsbedingungen ermäßigen zu müssen. Vielmehr soll auch den Inhabern der 

Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten ein Be-

zugsrecht in dem Umfang eingeräumt werden können, wie es ihnen nach Ausübung 

des Options- oder Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung der Options- oder Wand-

lungspflicht zustehen würde. Mit der Ermächtigung erhält der Vorstand die Möglich-

keit, bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2021 unter sorgfältiger Abwägung 

der Interessen zwischen beiden Alternativen zu wählen. 

 

e) Bezugsrechtsausschluss für Spitzenbeträge 

Ferner ist der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt, das Bezugs-

recht zur Vermeidung von Spitzenbeträgen auszuschließen. Spitzenbeträge können 

sich aus dem Umfang des jeweiligen Volumens der Kapitalerhöhung und der Festle-

gung eines praktikablen Bezugsverhältnisses ergeben. Der vorgesehene Ausschluss 

des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ermöglicht ein glattes Bezugsverhältnis und er-

leichtert so die Abwicklung der Emission. Die vom Bezugsrecht der Aktionäre ausge-

schlossenen freien Spitzen werden bestmöglich für die Gesellschaft verwertet.  

 

Soweit der Vorstand während eines Geschäftsjahres die Ermächtigung ausnutzt, wird er in der 

folgenden Hauptversammlung hierüber berichten. 

 

Zu Tagesordnungspunkt 4: 

Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 4 gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 AktG i.V.m. 

§ 186 Abs. 4 AktG über den Ausschluss des Bezugsrechts im Rahmen der Ermächtigung zur 

Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen und Genuss-

rechten mit oder ohne Wandlungs- oder Bezugsrechte(n) 

 

a) Einleitung 

Vorstand und Aufsichtsrat bitten die Aktionäre der Gesellschaft unter Tagesordnungs-

punkt 4 um die Ermächtigung zur Begebung von Wandelschuldverschreibungen und 

Optionsschuldverschreibungen sowie von Genussrechten mit oder ohne Wandlungs- 

oder Bezugsrecht.  

Die Ermächtigung in Tagesordnungspunkt 4 soll in erster Linie dazu dienen, die Ka-

pitalausstattung der Gesellschaft bei Bedarf zügig und flexibel stärken zu können. 

 

Bei der Begebung dieser Finanzierungsinstrumente haben die Aktionäre der Gesell-

schaft gemäß § 221 Abs. 4 AktG grundsätzlich ein Bezugsrecht hierauf. Mit den unter 

Tagesordnungspunkt 4 erbetenen Ermächtigungen soll der Gesellschaft die Möglich-

keit eröffnet werden, das Bezugsrecht in bestimmten Fällen auszuschließen, wenn 

dies im überwiegenden Interesse der Gesellschaft erforderlich sein sollte. Im Einzel-

nen gilt hierbei Folgendes: 

 

b) Bezugsrechtsausschluss für Spitzenbeträge 
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Vorstand und Aufsichtsrat sollen ermächtigt werden, das Bezugsrecht für Spitzenbe-

träge auszuschließen. Dies kann erforderlich werden, wenn anders ein praktikables 

Bezugsverhältnis nicht zu erreichen ist. Die Gesellschaft wird sich bemühen, freie 

Spitzen im Interesse der Aktionäre bestmöglich zu verwerten. 

 

c) Bezugsrechtsausschluss bei Kapitalerhöhungen um bis zu 10 % 

Für die Ausgabe von Options- und Wandelschuldverschreibungen sowie für Genuss-

rechte, die mit einem Umtausch- oder Bezugsrecht auf Aktien der Gesellschaft ver-

sehen sind, soll der Vorstand in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 

AktG ermächtigt werden, das Bezugsrecht auszuschließen, wenn der Ausgabepreis 

des jeweiligen Finanzierungsinstruments dessen nach anerkannten Methoden der Fi-

nanzmathematik ermittelten theoretischen Marktwert nicht wesentlich unterschreitet. 

Dieser Bezugsrechtsausschluss könnte erforderlich werden, wenn eine Schuldver-

schreibung schnell platziert werden soll, um ein günstiges Marktumfeld zu nutzen. 

Durch den Ausschluss des Bezugsrechts erhält die Gesellschaft in diesem Fall die 

erforderliche Flexibilität, eine günstige Börsensituation kurzfristig zu nutzen. 

 

Die Interessen der Aktionäre werden in diesem Fall dadurch gewahrt, dass der Aus-

gabepreis der Schuldverschreibungen nicht wesentlich unter dem Marktwert liegt, 

wodurch der Wert des ausgeschlossenen Bezugsrechts soweit wie möglich minimiert 

wird. Daneben ist diese Ermächtigung auf die in § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG vorgese-

hene Grenze von 10 % des Grundkapitals beschränkt. Durch diese Vorgaben sind 

die Aktionäre nach der Vorstellung des Gesetzgebers vor einer zu weitgehenden Ver-

wässerung ihres Anteilsbesitzes geschützt. 

 

d) Bezugsrechtsausschluss bei rein schuldrechtlichen Genussrechten 

Der Vorstand soll ferner mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt werden, bei der 

Ausgabe von Genussrechten, die in ihrer Ausstattung nicht aktiengleich oder aktien-

ähnlich sind, also insbesondere keine Teilhabe am Liquidationserlös gewähren und 

bei denen sich die Höhe der Ausschüttung nicht nach der Höhe des Jahresüberschus-

ses, des Bilanzgewinns oder der Dividende richtet, und die nicht mit Wandlungs- oder 

Bezugsrechten verbunden sind, das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen. Un-

ter der Prämisse einer obligationsähnlichen Ausgestaltung der Genussrechte wird die 

mitgliedschaftliche Position der Aktionäre nicht betroffen; weder das Stimmrecht noch 

der anteilige Dividendenanspruch oder der Anteil am Gesellschaftsvermögen würden 

durch eine bezugsrechtslose Genussrechtsemission verändert. Im Falle eines Be-

zugsrechtsausschlusses müssten die Genussrechte zudem verbindlich zu marktge-

rechten Ausgabebedingungen begeben werden, so dass sich diesbezüglich schon 

kein nennenswerter Bezugsrechtswert ergäbe. Demgegenüber wird der Vorstand 

durch die Möglichkeit eines Bezugsrechtsausschlusses in die Lage versetzt, ein nied-

riges Zinsniveau bzw. eine günstige Nachfragesituation flexibel und kurzfristig für eine 

Emission zu nutzen. Dadurch ist er in der Lage, das Platzierungsrisiko deutlich zu 

reduzieren. Dagegen bestünde bei einer Genussrechtsemission unter Wahrung des 

Bezugsrechts die je nach Marktlage mehr oder weniger große Gefahr, dass sich die 



 
16 | 23 

 

einmal festgesetzten Konditionen bis zum Zeitpunkt der tatsächlichen Platzierung am 

Markt als nicht mehr marktgerecht erweisen. Die Gesellschaft liefe daher Gefahr, die 

Genussrechte gar nicht platzieren zu können, oder aber, diese zu günstig zu platzie-

ren.  

 

e) Bezugsrechtsausschluss für Verwässerungsschutz 

Darüber hinaus soll das Bezugsrecht ausgeschlossen werden können, soweit dies 

erforderlich ist, um auch den Inhabern von Umtausch- und Bezugsrechten ein Be-

zugsrecht zu gewähren, wie es ihnen zustünde, wenn sie ihr Umtausch- oder Bezugs-

recht bereits ausgeübt beziehungsweise ihre Wandlungspflicht bereits erfüllt hätten. 

Finanzierungsinstrumente wie die hier beschriebenen enthalten in ihren Bedingungen 

regelmäßig eine Verwässerungsschutzklausel für den Fall, dass die Gesellschaft wei-

tere solcher Finanzierungsinstrumente oder Aktien emittiert, auf die die Aktionäre ein 

Bezugsrecht haben. Damit der Wert dieser Finanzierungsinstrumente durch solche 

Maßnahmen nicht beeinträchtigt wird, erhalten die Inhaber dieser Finanzierungsin-

strumente in der Regel dadurch einen Ausgleich, dass der Umtausch- oder Bezugs-

preis ermäßigt wird oder dass sie ebenfalls ein Bezugsrecht auf die später emittierten 

Finanzierungsinstrumente oder Aktien erhalten. Um sich insoweit größtmögliche Fle-

xibilität zu erhalten, soll daher auch für diesen Fall die Möglichkeit zum Bezugsrechts-

ausschluss bestehen.  

 

f) Bezugsrechtsausschluss bei Sachleistungen 

Des Weiteren soll das Bezugsrecht ausgeschlossen werden können, um die jeweili-

gen Finanzinstrumente gegen Sachleistungen begeben zu können. Die Ermächtigung 

soll der Gesellschaft die Möglichkeit verschaffen, diese Finanzierungsinstrumente 

auch im Zusammenhang mit dem Erwerb von Vermögensgegenständen einzusetzen. 

Dies kann, wie schon aus dem Wortlaut des Beschlussvorschlags hervorgeht, insbe-

sondere beim Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen und Beteiligungen an 

Unternehmen, gewerblichen Schutzrechten, wie z.B. Patenten, Marken oder hierauf 

gerichtete Lizenzen, oder sonstigen Produktrechten oder sonstigen Sacheinlagen, 

auch Schuldverschreibungen, Wandelschuldverschreibungen und sonstigen Finan-

zinstrumenten, praktisch werden. In solchen Fällen bestehen die Verkäufer häufig 

darauf, eine Gegenleistung in anderer Form als Geld oder nur Geld zu erhalten. Dann 

kann es eine interessante Alternative darstellen, anstelle oder neben der Gewährung 

von Aktien oder Barleistungen Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungs-

rechten oder Genussrechte anzubieten.  

 

Sowohl die Ermächtigung zur Ausgabe gegen Sachleistungen als auch ein diesbe-

züglicher Bezugsrechtsausschluss, sollen jedoch nur dann genutzt werden, wenn der 

Erwerb des betreffenden Gegenstands im überwiegenden Interesse der Gesellschaft 

liegt und ein anderweitiger Erwerb, insbesondere durch Kauf, rechtlich oder tatsäch-

lich nicht oder nur zu ungünstigeren Bedingungen in Betracht kommt.  

 

 



 
17 | 23 

 

II. Weitere Angaben 

 

Voraussetzungen für die Verfolgung der virtuellen Hauptversammlung im Internet und 

die Ausübung des Stimmrechts 

 

Die Hauptversammlung wird als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der 

Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der Stimmrechtsvertreter der 

Gesellschaft) abgehalten, § 1 Abs. 2 des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, 

Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der 

Auswirkungen der COVID-19-Pandemie („COVID-19-Gesetz“). 

 

Für die Aktionäre erfolgt eine Bild- und Tonübertragung der gesamten Hauptversammlung im 

Internet unter https://asknet-solutions.com/de/investoren/jahreshauptversammlungen.html 

über den Link „Aktionärsportal“. 

 

Für den Zugang zum Aktionärsportal benötigen die Aktionäre ihre Aktionärsnummer und das 

dazugehörige Zugangspasswort. Die Aktionärsnummer sowie das individuelle 

Zugangspasswort können den mit der Einladung übersandten Unterlagen entnommen werden. 

 

Es besteht keine Möglichkeit, dass Aktionäre im Sinne von § 118 Abs. 1 Satz 2 AktG an der 

Hauptversammlung auch ohne Anwesenheit am Ort der Versammlung und ohne einen 

Bevollmächtigten teilnehmen. Es ist für Aktionäre nicht möglich, sämtliche oder einzelne ihrer 

Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer Kommunikation auszuüben; insbesondere 

ermöglicht die Liveübertragung keine Teilnahme an der Hauptversammlung im Sinne des 

§ 118 Abs. 1 Satz 2 AktG. 

 

Die Stimmrechtsausübung durch die Aktionäre oder ihre Bevollmächtigten erfolgt wie 

nachstehend näher bestimmt ausschließlich im Wege der Briefwahl oder durch 

Vollmachtserteilung an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft. 

 

Zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind 

gemäß § 12 der Satzung nur Aktionäre berechtigt, die im Aktienregister der Gesellschaft 

eingetragen sind und sich zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung bei der 

Gesellschaft bis spätestens 8. Oktober 2021, 24:00 Uhr (maßgeblich ist der Eingang der 

Anmeldung) unter folgender Adresse angemeldet haben: 

 

asknet Solutions AG 

c/o UBJ. GmbH 

Haus der Wirtschaft 

Kapstadtring 10, 22297 Hamburg 

Telefax: +49 40 6378 5423 

E-Mail: hv@ubj.de 

 

https://asknet-solutions.com/de/investoren/jahreshauptversammlungen.html
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Es ist durch eindeutige Angaben für eine zweifelsfreie Identifizierung des sich anmeldenden 

Aktionärs zu sorgen, etwa durch Nennung seines vollständigen Namens oder seiner 

vollständigen Firma, wie im Aktienregister eingetragen. 

 

Die Anmeldung kann auch über das Internet durch Nutzung des passwortgeschützten 

Aktionärsportals unter https://asknet-

solutions.com/de/investoren/jahreshauptversammlungen.html über den Link „Aktionärsportal“ 

ab dem 23. September 2021 erfolgen. Den Onlinezugang erhalten Aktionäre durch Eingabe 

ihrer Aktionärsnummer und des dazugehörigen Zugangspasswortes. 

 

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt gemäß § 67 Abs. 2 Satz 1 AktG als Aktionär nur, wer als 

solcher im Aktienregister eingetragen ist. Für das Teilnahmerecht sowie für die Anzahl der 

einem Teilnahmeberechtigten in der Hauptversammlung zustehenden Stimmrechte ist 

demgemäß der Eintragungsstand des Aktienregisters am Tag der Hauptversammlung 

maßgeblich. Gemäß § 12.2 der Satzung finden Umschreibungen im Aktienregister am Tag der 

Hauptversammlung und in den letzten fünf Tagen vor der Hauptversammlung, d.h. im Zeitraum 

vom Ablauf des 9. Oktober 2021 (technisch maßgeblicher Bestandsstichtag, sogenannter 

„Technical Record Date“) bis zum Schluss der Hauptversammlung, 

(„Umschreibungsstopp“) nicht statt. Deshalb entspricht der Eintragungsstand des 

Aktienregisters am Tag der Hauptversammlung dem Stand nach der letzten Umschreibung am 

9. Oktober 2021. Aktien werden durch eine Anmeldung zur Hauptversammlung nicht blockiert. 

Aktionäre können daher über ihre Aktien auch nach erfolgter Anmeldung zur 

Hauptversammlung weiter frei verfügen. 

 

Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass gemäß § 405 Abs. 3 Nr. 1 AktG ordnungswidrig 

handelt, wer Aktien eines anderen, zu dessen Vertretung er nicht befugt ist, ohne dessen 

Einwilligung zur Ausübung von Rechten in der Hauptversammlung benutzt. Da im Verhältnis 

zur Gesellschaft betreffend die Hauptversammlung am 15. Oktober 2021 als Aktionär nur gilt, 

wer als solcher zu diesem Zeitpunkt im Aktienregister eingetragen ist, hat derjenige, der zuvor 

Aktien erwirbt, aber zum Zeitpunkt der Hauptversammlung noch nicht im Aktienregister 

eingetragen ist, kein Teilnahme- und Stimmrecht, wenn ihn der Veräußerer nicht zur Teilnahme 

an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts bevollmächtigt oder 

ermächtigt. Sämtliche Erwerber von Aktien der Gesellschaft, die noch nicht im Aktienregister 

eingetragen sind, werden daher gebeten, Umschreibungsanträge rechtzeitig zu stellen. 

 

Vollmachten; Verfahren für die Ausübung des Stimmrechts durch Bevollmächtigte 

 

Aktionäre, die die Hauptversammlung nicht persönlich verfolgen und/oder ihr Stimmrecht nicht 

persönlich ausüben möchten, können sich bei der Ausübung ihrer Rechte auch durch 

Bevollmächtigte, z. B. einen Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater 

oder eine andere Person, vertreten lassen. Voraussetzung für die Ausübung des Stimmrechts 

durch Bevollmächtigte ist die form- und fristgerechte Anmeldung zur Hauptversammlung. 
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Die Erteilung von Vollmachten, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung 

gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform.  

 

Die Aktionäre erhalten nach der Anmeldung zusammen mit den Zugangsdaten ein Formular 

zur Vollmachterteilung an einen Bevollmächtigten. Die Vollmachterteilung an einen Bevoll-

mächtigten kann auch im Internet unter https://asknet-solutions.com/de/investoren/jahres-

hauptversammlungen.html, über den Link „Aktionärsportal“ erfolgen. Die Erteilung von Voll-

machten, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung mittels der zur Verfügung ge-

stellten Formulare sind aus organisatorischen Gründen spätestens bis zum 14. Oktober 2021 

(24:00 Uhr Eingang bei der Gesellschaft) an die folgende Anschrift zu senden: 

asknet Solutions AG 

c/o UBJ GmbH 

Haus der Wirtschaft 

Kapstadtring 10, 22297 Hamburg 

Telefax: (040) 6378 5423 

E-Mail: hv@ubj.de 

 

Ab dem 23. September 2021 kann die Erteilung von Vollmachten sowie ihr Widerruf elektro-

nisch erfolgen und übermittelt werden, indem die unter https://asknet-solutions.com/de/inves-

toren/jahreshauptversammlungen.html über den Link „Aktionärsportal“ bereitgestellte Anwen-

dung genutzt wird. 

 

Bevollmächtigte (mit Ausnahme der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter) 

können nicht physisch an der Hauptversammlung teilnehmen. Sie können das Stimmrecht für 

die von ihnen vertretenen Aktionäre lediglich im Wege der Briefwahl oder durch Erteilung einer 

(Unter-)Vollmacht an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft ausüben. 

 

Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater und diesen durch das Aktienge-

setz gleichgestellte Personen können im Rahmen der für sie bestehenden aktiengesetzlichen 

Sonderregelung (§ 135 AktG) abweichende Anforderungen an die ihnen zu erteilenden Voll-

machten vorsehen. Diese Anforderungen können bei dem jeweils zu Bevollmächtigenden er-

fragt werden. 

 

Darüber hinaus bietet die Gesellschaft ihren Aktionären an, sich bei der Ausübung des Stimm-

rechts durch von der Gesellschaft benannte weisungsgebundene Stimmrechtsvertreter vertre-

ten zu lassen. Auch hier ist die form- und fristgerechte Anmeldung zur Hauptversammlung 

Voraussetzung für die Ausübung des Stimmrechts durch den Stimmrechtsvertreter der Gesell-

schaft. Soweit Aktionäre die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter bevoll-

mächtigen, müssen sie diesen in jedem Fall Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts 

erteilen. Ohne diese Weisungen ist die Vollmacht ungültig. Die Stimmrechtsvertreter der Ge-

sellschaft sind verpflichtet, weisungsgemäß abzustimmen. 

 

Vollmachten und Weisungen an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter kön-

nen elektronisch über das Aktionärsportal der Gesellschaft, das ab dem 23. September 2021 

https://asknet-solutions.com/de/investoren/jahreshauptversammlungen.html
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zur Verfügung steht, unter https://asknet-solutions.com/de/investoren/jahreshauptversamm-

lungen.html, über den Link „Aktionärsportal“ erteilt werden. Diese Möglichkeit besteht bis zum 

Beginn der Abstimmung in der Hauptversammlung. 

 

Alternativ können Vollmachten und Weisungen an die von der Gesellschaft benannten 

Stimmrechtsvertreter unter Verwendung der von der Gesellschaft dafür vorgesehenen 

Vollmachtsformulare erteilt werden.  

 

Die Aktionäre erhalten diese Vollmachtsformulare mit den mit der Einladung übersandten 

Unterlagen. Die Vollmacht und die Weisungen für den von der Gesellschaft benannten 

Stimmrechtsvertreter sind aus organisatorischen Gründen spätestens bis zum 14. Oktober 

2021 (24:00 Uhr, Eingang bei der Gesellschaft) an die folgende Anschrift zu senden: 

 

asknet Solutions AG 

c/o UBJ. GmbH 

Haus der Wirtschaft 

Kapstadtring 10, 22297 Hamburg 

Telefax: +49 40 6378 5423 

E-Mail: hv@ubj.de 

 

Verfahren für die Ausübung des Stimmrechts durch Briefwahl 

 

Aktionäre können ihre Stimmen auch im Wege elektronischer Kommunikation oder schriftlich 

abgeben, ohne an der Hauptversammlung teilzunehmen (Briefwahl). Voraussetzung für die 

Ausübung des Stimmrechts durch Briefwahl ist die form- und fristgerechte Anmeldung zur 

Hauptversammlung. 

 

Für die elektronische Briefwahl steht das Aktionärsportal der Gesellschaft unter https://asknet-

solutions.com/de/investoren/jahreshauptversammlungen.html über den Link „Aktionärsportal“ 

bis zum Beginn der Abstimmung in der Hauptversammlung zur Verfügung. Zugangsdaten 

erhalten die Aktionäre mit den mit der Einladung übersandten Unterlagen. 

 

Alternativ können die Aktionäre für die Briefwahl auch das mit der Einladung zugesandte 

Formular benutzen. Die fernschriftlichen Stimmabgaben müssen spätestens bis zum 

14. Oktober 2021 (24:00 Uhr, Tag des Eingangs) bei der Gesellschaft unter der folgenden 

Adresse eingegangen sein: 

asknet Solutions AG 

c/o UBJ. GmbH 

Haus der Wirtschaft 

Kapstadtring 10, 22297 Hamburg 

Telefax: +49 40 6378 5423 

E-Mail: hv@ubj.de 

 

Zugänglichmachen von Gegenanträgen und Wahlvorschlägen 

https://asknet-solutions.com/de/investoren/jahreshauptversammlungen.html
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Gegenanträge von Aktionären zu den Beschlussvorschlägen von Vorstand und/oder 

Aufsichtsrat zu bestimmten Tagesordnungspunkten und Wahlvorschlägen zur Wahl des 

Abschlussprüfers sowie zur Wahl neuer Aufsichtsratsmitglieder oder von Ersatzmitgliedern für 

diese werden – soweit sie den anderen Aktionären zugänglich zu machen sind – bei Nachweis 

der Aktionärseigenschaft unverzüglich im Internet unter https://asknet-

solutions.com/de/investoren/jahreshauptversammlungen.html über den Link „Aktionärsportal“ 

veröffentlicht, wenn sie mindestens 14 Tage vor dem Tag der Hauptversammlung, also bis 

spätestens zum Ablauf des 30. September 2021 (24:00 Uhr), der Gesellschaft an die folgende 

Adresse übersandt wurden: 

 

asknet Solutions AG 

Vincenz-Prießnitz-Straße 3, 76131 Karlsruhe 

Telefax: +49 721 96458 99 

E-Mail: investors@asknet.com 

 

Nach §§ 126, 127 AktG zugänglich zu machende Gegenanträge und Wahlvorschläge werden 

in der virtuellen Hauptversammlung als gestellt behandelt, wenn der antragstellende Aktionär 

ordnungsgemäß zur Hauptversammlung angemeldet ist. Das Recht des Versammlungsleiters, 

zuerst über die Vorschläge der Verwaltung abstimmen zu lassen, bleibt davon unberührt. 

 

Fragerecht 

 

Gemäß § 1 Abs. 1, Abs. 2 COVID-19-Gesetz wird den Aktionären ein Fragerecht im Wege der 

elektronischen Kommunikation eingeräumt. Der Vorstand der Gesellschaft hat mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats beschlossen, dass Fragen spätestens einen Tag vor der Versammlung im 

Wege elektronischer Kommunikation einzureichen sind, um einen reibungslosen Ablauf der 

Hauptversammlung zu ermöglichen. Dementsprechend werden nur solche Fragen 

berücksichtigt, die bis spätestens zum Ablauf des 14. Oktober 2021, 24:00 Uhr, über das 

Aktionärsportal der Gesellschaft unter https://asknet-

solutions.com/de/investoren/jahreshauptversammlungen.html über den Link „Aktionärsportal“ 

eingereicht werden. Die Fragenbeantwortung erfolgt durch den Vorstand in der 

Hauptversammlung. Dabei entscheidet der Vorstand gemäß § 1 Abs. 2 Satz 2 COVID-19-

Gesetz nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, wie er Fragen beantwortet. 

 

Erklärung Widerspruch 

 

Aktionäre, die ihr Stimmrecht wie oben erläutert ausgeübt haben, haben abweichend von 

§ 245 Nr. 1 AktG die Möglichkeit, ohne Erscheinen in der Hauptversammlung Widerspruch 

gegen einen oder mehrere Beschlüsse der Hauptversammlung im Wege der elektronischen 

Kommunikation zu erklären. Eine gültige Erklärung des Widerspruchs setzt voraus, dass der 

Aktionär oder der Bevollmächtigte den Widerspruch unter Angabe des Beschlusses, gegen 

den sich der Widerspruch richtet, bis zum Ende der Hauptversammlung über das 

Aktionärsportal der Gesellschaft unter https://asknet-
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solutions.com/de/investoren/jahreshauptversammlungen.html über den Link „Aktionärsportal“ 

einreicht. 

 

Informationen zum Datenschutz 

 

Die Gesellschaft verarbeitet im Rahmen der Durchführung der Hauptversammlung folgende 

Kategorien Ihrer personenbezogenen Daten: Kontaktdaten (z.B. Name oder die E-Mail-

Adresse), Informationen über Ihre Aktien (z.B. Anzahl der Aktien) und Verwaltungsdaten (z.B. 

die Anmeldebestätigungsnummer). Die Verarbeitung von personenbezogenen Daten im 

Rahmen der virtuellen Hauptversammlung basiert auf Art. 6 Abs. 1 lit. c 

Datenschutzgrundverordnung (DSGVO). Danach ist eine Verarbeitung personenbezogener 

Daten rechtmäßig, wenn die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung 

erforderlich ist. Die Gesellschaft ist rechtlich verpflichtet, die Hauptversammlung der Aktionäre 

durchzuführen. Um dieser Pflicht nachzugehen, ist die Verarbeitung der oben genannten 

Kategorien personenbezogener Daten unerlässlich. Ohne Angabe Ihrer personenbezogenen 

Daten können Sie sich nicht zur Hauptversammlung anmelden. 

 

Für die Datenverarbeitung ist die Gesellschaft verantwortlich. Die Kontaktdaten des 

Verantwortlichen lauten: 

asknet Solutions AG 

Vincenz-Prießnitz-Straße 3, 76131 Karlsruhe 

Telefax: +49 721 96458 99 

E-Mail: asknet@extern.tacticx.com 

 

Personenbezogene Daten, die Sie betreffen, werden grundsätzlich nicht an Dritte 

weitergegeben. Ausnahmsweise erhalten auch Dritte Zugang zu diesen Daten, sofern diese 

von der Gesellschaft zur Erbringung von Dienstleistungen im Rahmen der Durchführung der 

Hauptversammlung beauftragt wurden. Hierbei handelt es sich um typische 

Hauptversammlungsdienstleister (wie etwa HV-Agenturen, Rechtsanwälte oder 

Wirtschaftsprüfer). Die Dienstleister erhalten personenbezogene Daten nur in dem Umfang, 

der für die Erbringung der Dienstleistung notwendig ist. 

 

Im Rahmen des gesetzlich vorgeschriebenen Einsichtsrechts in das Teilnehmerverzeichnis der 

Hauptversammlung können andere Teilnehmer und Aktionäre Einblick in die in dem 

Teilnehmerverzeichnis über sie erfassten Daten erlangen. Auch im Rahmen von 

bekanntmachungspflichtigen Tagesordnungsergänzungsverlangen oder Gegenanträgen 

werden, wenn diese Anträge von Ihnen gestellt werden, Ihre personenbezogenen Daten 

veröffentlicht. 

 

Die oben genannten Daten werden je nach Einzelfall bis zu 3 Jahre (aber nicht weniger als 2 

Jahre) nach Beendigung der Hauptversammlung aufbewahrt und dann gelöscht, es sei denn, 

die weitere Verarbeitung der Daten ist im Einzelfall noch zur Bearbeitung von Anträgen, 

Entscheidungen oder rechtlichen Verfahren in Bezug auf die Hauptversammlung erforderlich. 

 

https://asknet-solutions.com/de/investoren/jahreshauptversammlungen.html
mailto:asknet@extern.tacticx.com


 
23 | 23 

 

Für die virtuelle Hauptversammlung werden zusätzliche personenbezogene Daten in 

sogenannten „Logfiles“ verarbeitet, um die Virtualisierung technisch zu ermöglichen und deren 

Administration zu vereinfachen. Dies betrifft z.B. Ihre IP-Adresse, den von Ihnen verwendeten 

Webbrowser sowie Datum und Uhrzeit des Aufrufs. Die Daten werden - entsprechend dem 

vorstehenden Absatz - nach der Durchführung der Hauptversammlung in der 

Aktionärsdatenbank gespeichert und nach Fristablauf gelöscht. Die Gesellschaft verwendet 

diese Daten zu keinen anderen Zwecken als hier angegeben. 

 

Sie haben das Recht, über die personenbezogenen Daten, die über Sie gespeichert wurden, 

auf Antrag unentgeltlich Auskunft zu erhalten. Zusätzlich haben Sie das Recht, auf 

Berichtigung unrichtiger Daten, das Recht, die Einschränkung der Verarbeitung von zu 

umfangreich verarbeiteten Daten zu verlangen und das Recht auf Löschung von unrechtmäßig 

verarbeiteten bzw. zu lange gespeicherten personenbezogenen Daten (soweit dem keine 

gesetzliche Aufbewahrungspflicht und keine sonstigen Gründe nach Art. 17 Abs. 3 DSGVO 

entgegenstehen). Darüber hinaus haben Sie das Recht auf Übertragung sämtlicher von Ihnen 

an uns übergebenen Daten in einem gängigen Dateiformat (Recht auf „Datenportabilität“). 

 

Zur Ausübung Ihrer Rechte genügt eine entsprechende E-Mail an: 

asknet@extern.tacticx.com. 

 

Darüber hinaus haben Sie auch das Recht zur Beschwerde bei einer 

Datenschutzaufsichtsbehörde. 

 

Den Datenschutzbeauftragten der Gesellschaft erreichen Sie unter folgender Adresse: 

asknet Solutions AG 

Datenschutzbeauftragter 

Vincenz-Prießnitz-Straße 3, 76131 Karlsruhe 

Tel.:  +49 721 964580 

Fax:  +49 721 9645899 

E-Mail: asknet@extern.tacticx.com 

 

Karlsruhe, im September 2021 

 

asknet Solutions AG 

- Der Vorstand - 
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